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Rechtliche Stellungnahme 
 

zur Zulässigkeit des am 23.7.2019 in Eberbach einge reichten Bürgerbegehrens 
 
 
 
1. Vorbemerkung 

 

Mehr Demokratie e.V. ist im vorliegenden Fall nicht im Auftrag von wem auch immer tätig. Als 

unabhängiger Fachverband für die gesetzlich geregelten direktdemokratischen Verfahren 

werden wir heute aus eigener Initiative heraus und in unparteiischer Weise aktiv, weil uns zum 

aktuell in Eberbach anhängigen Bürgerbegehren ein anwaltliches Auftragsgutachten (RA Dr. 

Faller) einer gegen das Bürgerbegehren gerichteten Bürgerinitiative zugespielt wurde, das in 

gravierender Weise rechtsirrtümliche Annahmen enthält. Sollte der Gemeinderat bei seiner 

Entscheidung über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens diesem fehlerhaften Gutachten 

folgen, kann dies der Stadt Eberbach schweren Schaden zufügen, weil eine Zurückweisung des 

Bürgerbegehrens als unzulässig im vorliegenden Fall vor einem Gericht keinen Bestand hätte. 

Wir zeigen nachfolgend die Gründe dafür im Detail auf.    

 

Mehr Demokratie e.V. erfasst lückenlos und tagesaktuell seit fast drei Jahrzehnten sämtliche in 

Deutschland durchgeführte Bürgerbegehren und Bürgerentscheide. Wir haben einen umfas-

senden Überblick zur diesbezüglichen Verfahrens- und Rechtspraxis sowie Rechtsprechung 

und beraten regelmäßig sowohl Kommunalverwaltungen wie auch Bürgerinitiativen zu einem 

angemessenen Umgang mit den Instrumenten Bürgerbegehren und Bürgerentscheid. Vom 

Staatsministerium Baden-Württemberg werden wir dazu als Ansprechpartner empfohlen. 

Erkennen wir schwerwiegende drohende Fehlentwicklungen in einer Gemeinde im Umgang mit 

diesen Verfahren, schalten wir uns oft auch aus eigener Initiative heraus mit sachlichen Hin-

weisen ein. So auch heute in diesem Fall. 
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2. Ausgangslage 

 

In Eberbach wurde am 23.7.2019 ein Bürgerbegehren zu folgender Fragestellung eingereicht: 

„Sind Sie dafür, dass die Stadt Eberbach im Gewann ‚Hebert‘ das städtische Grundstück Flst. 

Nr. 8641 zur Errichtung von Windkraftanlagen zur Verfügung stellt?.“ Nach Mitteilung der Stadt 

Eberbach vom 20.8.2019 war die Zahl der dazu eingereichten gültigen Unterschriften 

ausreichend, das gesetzliche Unterschriftenquorum nach § 21 Absatz 3 Satz 6 GemO wurde 

also erfüllt.  

In einer Stellungnahme vom 19.7.2019 teilte ein von einer gegen das Bürgerbegehren 

gerichteten Bürgerinitiative beauftragter Rechtsanwalt mit, dass nach seiner Rechtsauffassung 

das Bürgerbegehren aus folgenden Gründen unzulässig sei: 

 

1. Die Gemeindeordnung schreibe in § 21 Absatz 7 vor, dass ein Bürgerentscheid die Wirkung 

eines endgültigen Gemeinderatsbeschlusses haben müsse. Diese angebliche Vorgabe der 

„Endgültigkeit“ bedeute, dass die Stadt das Grundstück bedingungslos zur Verfügung stellen 

müsse, d.h. ggf. auch zu Konditionen, die dem Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaft-

lichkeit zuwider liefen. Deshalb sei das Bürgerbegehren unzulässig.   

    

2. Für das Bürgerbegehren sei nicht der Gemeinderatsbeschluss vom 29.4.2019 fristauslösend, 

sondern bereits ein Gemeinderatsbeschluss vom 21.2.2019. Deshalb habe das am 23.7.2019 

eingereichte Bürgerbegehren die dreimonatige Einreichungsfrist nicht eingehalten und sei somit 

unzulässig. 

 

3. Bedenken wurden weiterhin dahingehend vorgebracht, das Bürgerbegehren suggeriere, die 

Bürger könnten auch über die Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen entscheiden, 

was jedoch unzutreffend sei, da dies eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung voraus-

setze. 

 

Wie nachfolgend aufgezeigt wird, sind alle drei Punkte rechtlich haltlos. Denn die anwaltliche 

Stellungnahme ignoriert die aktuell gültige Fassung der Gemeindeordnung und bezieht sich 

stattdessen auf eine bereits außer Kraft getretene Formulierung in einer überholten früheren 

Fassung der Gemeindeordnung. Sie ignoriert auch die tatsächliche konkrete Formulierung des 

Bürgerbegehrens, die ständige Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte sowie die etablierte 

Rechtspraxis.  

 

 



 

3. Diskussion der behaupteten Unzulässigkeitsgründe  

  

3.1. Zulässigkeit der Fragestellung 

 

Dass mit Verweis auf das Wort „endgültig“ in der Gemeindeordnung eine Unzulässigkeit der 

Fragestellung des Bürgerbegehrens behauptet wird, ist schon allein deshalb bemerkenswert, 

weil es in Baden-Württemberg bereits zahllose Bürgerentscheide mit völlig analogen Frage-

formulierungen gab, die alle als zulässig eingestuft wurden und deren Zulässigkeit von 

niemandem in Zweifel gezogen wurden. Beispielsweise fand am 14.12.2012 in der Gemeinde 

Engelsbrand (Enzkreis) ein Bürgerentscheid zu folgender Fragestellung statt:  

„Soll die Gemeinde Engelsbrand im Gewann Sauberg gemeindeeigene Flächen zur Errichtung 

von Windkraftanlagen zur Verfügung stellen?“  

Diese Fragestellung ist mit der Formulierung des Eberbacher Bürgerbegehrens quasi identisch. 

Es ist vor dem Hintergrund dieser etablierten Rechtspraxis nicht nachvollziehbar, warum davon 

abweichend das Eberbacher Bürgerbegehren nun plötzlich aufgrund genau der gleichen 

Fragestellung unzulässig sein sollte. 

 

An der vorgebrachten anwaltlichen Begründung ist schon die Eingangsvoraussetzung objektiv 

unzutreffend („Da ein Bürgerbegehren wie ein endgültiger Gemeinderatsbeschluss wirkt, § 21 

Abs. 7 GemO“). Denn in Wirklichkeit sieht dies die aktuell geltende Gemeindeordnung gar nicht 

vor, wie jedermann leicht nachprüfen kann, der § 21 Absatz 7 der geltenden Gemeindeordnung 

nachschlägt.  

Nur bis zum 30.11.2015 lautete § 21 Absatz 7 Satz 1 GemO: „Der Bürgerentscheid hat die 

Wirkung eines endgültigen Beschlusses des Gemeinderats.“ Mit der am 1.12.2015 in Kraft 

getretenen Novellierung der Gemeindeordnung wurde im Rahmen der Zielsetzung des 

Gesetzgebers, die Durchführung von Bürgerbegehren zu erleichtern, das Wort „endgültig“ 

ersatzlos aus der Gemeindeordnung gestrichen. Da gleichzeitig die Absatznummerierung 

dieses Paragraphen der Gemeindeordnung geändert wurde, lautet in der heute gültigen 

Gemeindeordnung § 21 Absatz 8 Satz 1 schlicht: „Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines 

Gemeinderatsbeschlusses.“    

Die Wirkung eines Bürgerentscheids ist damit gemäß der jetzt geltenden Gemeindeordnung in 

keiner Weise irgendwie „endgültiger“ oder anders als die eines Gemeinderatsbeschlusses, 

sondern ihr exakt analog. Ohne das Wort „endgültig“ in der Gemeindeordnung ist aber den 

Spekulationen im anwaltlichen Gutachten, aufgrund dieser „Endgültigkeit“ müsse das 

Grundstück ggf. auch bedingungslos und damit entgegen den Grundsätzen von Wirtschaft-

lichkeit und Sparsamkeit zur Verfügung gestellt werden, bereits die Grundlage entzogen. 



 

Genauso wie ein Gemeinderat beschließen kann, ein Grundstück grundsätzlich für einen 

bestimmten Zweck zur Verfügung zu stellen, so kann ein solcher Beschluss auch durch 

Bürgerentscheid gefasst werden, weil die Wirkung eines Bürgerentscheids exakt analog zur 

Wirkung eines Gemeinderatsbeschlusses ist. Sollte eine Gemeinde im weiteren Verlauf der 

Umsetzung eines Beschlusses zu der Auffassung gelangen, dass bis auf weiteres die 

Umsetzung aufgrund des Gebots der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit schlechterdings 

rechtswidrig wäre (der Einstufung als „rechtswidrig“ sind hier aber enge Grenzen gesetzt), kann 

eine Gemeinde die Umsetzung eines Beschlusses vorläufig aussetzen oder zu einem späteren 

Zeitpunkt den Beschluss ggf. sogar ganz revidieren. Dies ist bei einem Beschluss durch 

Bürgerentscheid nicht anders als bei einem Beschluss durch den Gemeinderat selbst. 

 

Dass sich RA Faller in seiner Stellungnahme auf Absatz 7 von § 21 GemO bezieht, obwohl der 

diesbezügliche, inzwischen veränderte Abschnitt heute in Absatz 8 enthalten ist, belegt 

unzweideutig, dass er die Novellierung der Gemeindeordnung und ihre aktuell geltende 

Fassung gar nicht zur Kenntnis genommen hat, sondern er sich auf einen veralteten Rechtstext 

bezieht, nämlich auf eine bereits außer Kraft getretene frühere Fassung der Gemeindeordnung. 

Das ist einigermaßen peinlich.1 Die vorgetragene Argumentation ist jedenfalls schon angesichts 

dieser veränderten Rechtsgrundlage sicher nicht aufrecht zu erhalten, denn sie hängt definitiv 

als Eingangsvoraussetzung vom Wort „endgültig“ ab, das jedoch aus der Gemeindeordnung 

gestrichen wurde.   

  

 

                                                 
1 Es kann vermutet werden, dass der Ausgangspunkt des Irrtums ein Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 

17.7.2009 ist, in dem eine bestimmte Rechtsposition zur Bedeutung des Wortes „endgültig“ in der damaligen baden-

württembergischen Gemeindeordnung vertreten wurde. Diese blieb umstritten, eine Bekräftigung dieser 

Rechtsposition durch den Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg existiert nicht. Die Debatte darum ist 

inzwischen obsolet und müßig, weil der Gesetzgeber 2015 das Wort „endgültig“ aus der Gemeindeordnung 

gestrichen hat, womit der damaligen Rechtsposition des VG Stuttgart mittlerweile die Rechtsgrundlage entzogen ist. 

Die baden-württembergische Gemeindeordnung hat damit jetzt in diesem Abschnitt den exakt gleichen Wortlaut wie 

die Gemeindeordnungen fast aller anderen Bundesländer („Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines 

Gemeinderatsbeschlusses“, also ohne das Wort „endgültig“), und deshalb gilt diesbezüglich nun auch die etablierte 

Rechtsprechung anderer Bundesländer. In keinem anderen Bundesland wurde je eine Rechtsposition wie im Urteil 

des VG Stuttgart vom 17.7.2009 vertreten, weil diese vom inzwischen gestrichenen Wort „endgültig“ abhängig war. 

Mutmaßlich hat RA Faller das Urteil des VG Stuttgart vom 17.7.2009 als Ausgangspunkt seiner Überlegungen 

genommen, ohne dabei zu überprüfen bzw. zu realisieren, dass die damalige Rechtsgrundlage zwischenzeitlich 

entfallen ist.        



 

3.2. Einhaltung der Einreichungsfrist 

 

Nach der ständigen Rechtsprechung ist ein Bürgerbegehren dann an eine Einreichungsfrist 

gebunden, wenn seine Zielrichtung in irgendeiner Art von objektivem Widerspruch zur 

Zielrichtung eines bereits bekannt gegebenen Gemeinderatsbeschlusses steht. Ein auch nur 

teilweiser Widerspruch reicht aus. Dabei ist weder eine Bezugnahme auf diesen 

Gemeinderatsbeschluss notwendig noch müssen die Formulierung oder der Gegenstand von 

Bürgerbegehren und Gemeinderatsbeschluss völlig identisch sein. Zu beachten ist dabei auch, 

dass eine erneute Befassung eines Gegenstands durch den Gemeinderat die Frist erneut in 

Gang setzt (vgl. das einschlägige Grundsatzurteil des Verwaltungsgerichtshofs Baden-

Württemberg vom 27.6.1984). 

 

Diese rechtlich unstrittigen und in der Rechtsprechung gut etablierten Grundsätze sind nun auf 

den vorliegenden Fall anzuwenden. 

 

Zielrichtung des Bürgerbegehrens ist es, einen Bürgerentscheid zu der Fragestellung herbei-

zuführen, ob die Stadt Eberbach im Gewann Hebert ein Grundstück zur Errichtung von Wind-

kraftanlagen zur Verfügung stellen soll. Das Bürgerbegehren wurde unter Berufung auf § 21 

Absatz 3 der Gemeindeordnung eingereicht, da dort der Verfahrensweg zur Einleitung eines 

Bürgerentscheids durch Bürgerbegehren geregelt ist. 

Der Gemeinderat hat sich in seiner Sitzung vom 29.4.2019 u.a. mit der gleichen Zielrichtung 

befasst, nämlich der Einleitung eines Bürgerentscheids zum erwähnten Anliegen. Der 

Unterschied besteht lediglich darin, dass in der Gemeinderatssitzung über einen Bürger-

entscheid gemäß § 21 Absatz 1 GemO verhandelt wurde, während nun mit gleicher Zielrichtung 

ein Bürgerbegehren nach § 21 Absatz 3 GemO eingereicht wurde. Es handelt sich dabei um 

zwei voneinander unabhängige Verfahrenswege, die jedoch dasselbe Ziel verfolgen: § 21 

Absatz 1 GemO regelt die Herbeiführung eines Bürgerentscheids durch den Gemeinderat, § 21 

Absatz 3 GemO die Herbeiführung eines Bürgerentscheids durch ein Bürgerbegehren. Das 

Bürgerbegehren steht insofern nach dem oben dargelegten Kriterium in einem objektiven  

Widerspruchsverhältnis zum Beschluss des Gemeinderats vom 29.4.2019, der damals die 

Einleitung eines Bürgerentscheids abgelehnt hat. Die durch den Beschluss vom 29.4.2019 

sicher ausgelöste dreimonatige Einreichungsfrist ist deshalb auf jeden Fall zu beachten, wurde 

vorliegend aber auch eingehalten. 

 

 

 



 

 

Die im anwaltlichen Gutachten geäußerte Vorstellung, das Bürgerbegehren hätte sich nicht auf 

§ 21 Absatz 3 GemO beziehen müssen, sondern darauf, den Gemeinderat nach § 21 Absatz 1 

GemO zu einem Bürgerentscheid zu zwingen, ist unsinnig, weil Absatz 3 der für Bürger-

begehren vorgesehene Verfahrensweg ist, nicht Absatz 1. Das Bürgerbegehren fordert deshalb 

völlig korrekt ausweislich seines Wortlauts auch nicht, der Gemeinderat möge nach § 21 Absatz 

1 GemO doch einen Bürgerentscheid beschließen (ein solches Bürgerbegehren wäre unzu-

lässig, da der Verfahrensweg nach Absatz 1 dem Gemeinderat vorbehalten ist), sondern es 

wählt richtigerweise den Verfahrensweg nach § 21 Absatz 3 GemO, um einen Bürgerentscheid 

direkt durch Bürgerbegehren herbeizuführen. Dass Gemeinderat und Bürgerbegehren hier an 

unterschiedliche Verfahrenswege gebunden sind, spielt vorliegend wie gesagt keine Rolle, da 

die Zielrichtung identisch ist (Herbeiführung eines Bürgerentscheids, ob ein Grundstück im 

Gewann Hebert zur Errichtung einer Windkraftanlage zur Verfügung gestellt werden soll). 

Der im anwaltlichen Gutachten vertretene Irrtum steht offenbar im Zusammenhang mit der bei 

rechtlichen Laien manchmal anzutreffenden Fehlvorstellung, ein an eine Frist gebundenes 

(insofern „kassierendes“) Bürgerbegehren dürfe sich nur exakt gegen diesen Gemeinderats-

beschluss richten und nicht davon abweichen. Das ist aber nicht der Fall. Auch ein 

fristgebundenes (insofern „kassierendes“) Bürgerbegehren ist in seiner Zielrichtung und 

Ausformulierung im Prinzip völlig frei, solange es andere Rechtsvorschriften einhält. Dieser 

Sachverhalt ist in der ständigen Rechtsprechung völlig unumstritten. Die Meinung, dass 

Bürgerbegehren hätte die Herbeiführung eines Bürgerentscheids nach § 21 Absatz 1 GemO 

verlangen müssen, weil auch der Gemeinderat nach § 21 Absatz 1 beraten habe, geht 

offensichtlich auf diesen unter Laien verbreiteten Irrtum zurück. Tatsächlich ist aber nur der 

Widerspruch in der Zielrichtung wesentlich (Gemeinderat will keinen Bürgerentscheid, das 

Bürgerbegehren strebt ihn an), nicht der Verfahrensweg, wie ein Bürgerbegehren eingeleitet 

wird und bei dem Gemeinderat bzw. Bürgerbegehren auch rechtlich zwingend an unter-

schiedliche Verfahrenswege gebunden sind.    

     

Es ist rechtlich unumstritten und entspricht der ständigen Rechtspraxis, dass ein im Gemeinde-

rat abgelehnter Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheids (nach § 21 Absatz 1 GemO) 

eine Einreichungsfrist für ein Bürgerbegehren auslöst, um zu diesem Gegenstand (oder Teilen 

davon) doch noch einen Bürgerentscheid zu erreichen. Beispielsweise wurde im Jahr 2018 in 

Walheim (Kreis Ludwigsburg) in genau analoger Konstellation ein Bürgerbegehren zugelassen 

und daraufhin ein Bürgerentscheid durchgeführt, nachdem der Gemeinderat vorausgehend die 

Durchführung eines Bürgerentscheids nach § 21 Absatz 1 abgelehnt hatte. Die Ablehnung 

eines Bürgerentscheids durch den Gemeinderat hatte eine Einreichungsfrist für ein Bürger-



 

begehren ausgelöst, um den Bürgerentscheid doch noch zu erreichen. Auch im Fall Walheim 

gab es in den Vorjahren noch weitere fristauslösende ablehnende Gemeinderatsbeschlüsse 

zum Gegenstand des Bürgerbegehrens, und das Bürgerbegehren wurde nur deshalb möglich, 

weil durch die Ablehnung eines Bürgerentscheids durch den Gemeinderat nach § 21 Absatz 1 

GemO erneut eine Einreichungsfrist für ein Bürgerbegehren zur Herbeiführung eines Bürger-

entscheids geöffnet wurde. Die vorliegende Fallkonstellation wurde bei der Zulassung des 

Bürgerbegehrens in Walheim rechtlich präzise durchdekliniert, und es ist bezeichnend, dass 

sich die in Eberbach eingereichte anwaltliche Stellungnahme nicht mit diesem oder anderen 

Präzedenzfällen auseinander setzt. 

   

Wie in Walheim waren auch in Eberbach die im Januar bzw. Februar 2019 bereits gefassten 

Gemeinderatsbeschlüsse (auch) fristauslösend für eventuelle Bürgerbegehren, aber die 

anwaltliche Stellungnahme verkennt, dass die Frist durch eine erneute Behandlung und 

Beschlussfassung im Gemeinderat erneut in Gang gesetzt wird (vgl. Urteil des Verwaltungs-

gerichtshofs Baden-Württemberg vom 30.9.2010, 1 S 1722/10). Durch die Stellung eines 

Fraktionsantrags auf Durchführung eines Bürgerentscheids zu dem bereits im Januar/Februar 

2019 behandelten Gegenstand hat sich die Entscheidungsgrundlage zum Gegenstand 

maßgeblich verändert – nur deshalb war es auch möglich, am 29.4.2019 den Gegenstand 

nochmals vor Ablauf der halbjährlichen Sperrfrist nach § 34 Absatz 1 Satz 5 GemO im 

Gemeinderat zu behandeln. Denn der Gemeinderat hat am 29.4.2019 natürlich nicht lediglich in 

abstrakter und allgemeiner Weise über die Sinnhaftigkeit von Bürgerentscheiden diskutiert, 

sondern er hat dies im Kontext einer erneuten Diskussion des Für und Wider des konkreten 

Sachanliegens getan. Wenn aber der Gemeinderat selbst einen früheren Verhandlungs-

gegenstand wieder aufgreift und sei es auch – wie hier – eingekleidet in die Frage nach der 

Herbeiführung eines Bürgerentscheids, kann es einem Bürgerbegehren nicht verwehrt sein, 

dasselbe Thema ebenfalls aufzugreifen. Mit dem Wiederaufgreifen des Verhandlungs-

gegenstands nunmehr mit Blick auf die Herbeiführung eines Bürgerentscheids hat der 

Gemeinderat die schon behandelte Thematik um ein Element der direkten Demokratie ange-

reichert, was den wesentlichen Unterschied ausmacht. Damit hat der Gemeinderat selbst die 

Möglichkeit eröffnet, einen Bürgerentscheid nicht durch einen eigenen Beschluss, sondern 

durch ein Bürgerbegehren herbeizuführen. Diese Rechtsposition entspricht jedenfalls der 

einschlägig etablierten Rechtspraxis. Eine gegenteilige Rechtsprechung existiert nicht. 

   

Somit ist die Behauptung der anwaltlichen Stellungnahme entkräftet, die Zulässigkeit des 

Bürgerbegehrens scheitere an einer angeblich nicht eingehaltenen Einreichungsfrist.  

 



 

3.3. Angebliche Suggestionen des Bürgerbegehrens 

 

An keiner Stelle behauptet das Bürgerbegehren, weder direkt noch indirekt, dass die Bürger 

über die tatsächliche Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen entscheiden könnten 

und z.B. eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung dabei keine Rolle mehr spiele. Die 

Zielrichtung des Bürgerbegehrens ist vielmehr eindeutig darauf beschränkt, dass die Stadt 

Eberbach ein bestimmtes Flurstück für diesen Zweck zur Verfügung stellen soll. Dies geht klar 

aus der Formulierung der Fragestellung und der Begründung des Bürgerbegehrens hervor. 

Die Unterstellung, es werde etwas anderes suggeriert, ist ohne jeden Anhaltspunkt im Text des 

Bürgerbegehrens. Es wird deshalb von RA Faller noch nicht einmal versucht zu erläutern, aus 

welcher Formulierung des Bürgerbegehrens sich eine solche „Suggestion“ ggf. ableiten ließe. 

Mit bloßen Unterstellungen ohne saubere Ableitung aus dem Text des Bürgerbegehrens lässt 

sich aber keine Unzulässigkeit begründen.     

  

 

4. Fazit 

 

Die in der anwaltlichen Stellungnahme behaupteten Gründe für eine angebliche Unzulässigkeit 

des Bürgerbegehrens sind bei genauerer Prüfung ausnahmslos nicht haltbar. Andere Argu-

mente für eine eventuelle Unzulässigkeit wurden nicht vorgetragen und sind auch nicht erkenn-

bar. Das vorliegende Bürgerbegehren erfüllt alle Anforderungen der Zulässigkeit.  

 

Der Gemeinderat hat in dieser Situation keinen politischen Ermessensspielraum, denn es 

handelt sich um eine reine Rechtsfrage. Die Frage der Zulässigkeit muss somit unabhängig 

davon entschieden werden, ob ein Gemeinderat ein Anliegen für politisch sinnvoll oder 

wünschenswert erachtet. Er muss deshalb im vorliegenden Fall das Bürgerbegehren zulassen. 

Eine andere Entscheidung des Gemeinderats wäre rechtswidrig und hätte bei Anfechtung vor 

Gericht keinen Bestand.  

 

Eine rechtswidrige Verweigerung der Zulassung eines Bürgerbegehrens, die durch ein Gericht 

korrigiert würde, hat nach allen Erfahrungen nicht nur einen erheblichen Vertrauensverlust der 

Bürgerschaft in die Organe der Gemeinde zur Folge, sondern auch, dass der daran 

anschließende Bürgerentscheid für die Gemeindeorgane in der Sache verloren geht. Denn viele 

Bürgerinnen und Bürger sanktionieren dann eine in ihren Augen ungehörige – weil durch das 

Gericht als rechtswidrig festgestellte – Verweigerung der Zulassung eines Bürgerbegehrens.  



 

Insgesamt ist zu empfehlen, derartige Konflikte zu Sachfragen nicht als Rechtsstreitigkeiten 

auszutragen, sondern strikt sachorientiert die Bürgerschaft entscheiden zu lassen, falls sich ein 

Gemeinderat in der Sache nicht anschließen kann. Dies empfiehlt sich auch unter 

Befriedungsaspekten. Kein anderes Vorgehen trägt so sehr zur dauerhaften Verhärtung von 

Streit in einer Gemeinde bei, wie das Provozieren von Rechtsstreitigkeiten statt eine 

Entscheidung (oder auch Kompromisse) in der Sache zu suchen. 

 

 

Hinzu kommt im Übrigen auch, dass gegen die Zulassung eines Bürgerbegehrens niemand 

klagen kann, weil es niemanden gibt, der in einem solchen Fall ein Rechtsschutzbedürfnis 

geltend machen könnte. Nicht-Unterzeichner des Bürgerbegehrens sind durch die Zulassung 

eines Bürgerbegehrens nämlich nicht in ihren Rechten verletzt, und Unterzeichner ohnehin 

nicht. Anders hingegen im Fall der Nicht-Zulassung eines Bürgerbegehrens: Dagegen könnte 

jeder Unterzeichner des Bürgerbegehrens (dieses Recht ist also nicht auf die Vertrauens-

personen beschränkt) als Einzelperson gesondert Klage erheben, weil potentiell durch eine 

Nicht-Zulassung dessen Rechte verletzt wurden. Auch diese grundsätzliche rechtliche 

Asymmetrie sollte bei der Entscheidung bedacht werden. 

 

Sollten noch weitere Fragen bestehen, sind wir gerne zu weiteren Auskünften bereit. Bei Bedarf 

können wir auch gerne innerhalb der Anhörung im Gemeinderat zur Zulässigkeit dieses Bürger-

begehrens vortragen und weitere Erläuterungen geben. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Dr. Edgar Wunder 
 
Landesvorsitzender von Mehr Demokratie e.V. in Baden-Württemberg 
 
 


